
Die Petentin wollte mit ihrer Eingabe die Wiederinbetriebnahme und dementsprechend 
den Erhalt des Krankenhauses in Remagen/Rheinland-Pfalz erreichen. Zur 
Begründung hatte sie ausgeführt, dass das Land Rheinland-Pfalz im Januar 2026 rund 
76 Mio. Euro Fördergelder für den Neubau des Krankenhauses in Ludwigshafen 
bewilligt hat. Auch das Krankenhaus in Remagen nähme sicher gerne einen 
Förderbescheid entgegen. Die Krankenhausreform des Bundes schriebe nicht vor, 
dass die ländlichen Krankenhäuser geschlossen und nur die großen durch 
Fördergelder erweitert und geschlossen werden. Sie ist der Auffassung, dass das 
Krankenhaus in Remagen durch Fördergelder wieder in Betrieb genommen werden 
soll und bat in dem Zusammenhang um eine Prüfung der Prioritätensetzung bei der 
Verwendung der Fördergelder des Landes.  
 
Das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit führte zu dem Anliegen aus, dass 
die Krankenhausfinanzierung in Deutschland dem Grundsatz der dualen Finanzierung 
folgt. Danach obliegt den Ländern die Förderung der Investitionskosten der 
Krankenhäuser, während die laufenden Betriebskosten, insbesondere Personal- und 
Sachkosten der Patientenversorgung, durch die Krankenkassen im Rahmen der 
gesetzlichen Vergütungssysteme, insbesondere über das DRG-System, zu 
finanzieren sind. Die rechtliche Trennung von Investitions- und Betriebskosten ist im 
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) sowie im Fünften Buch des 
Sozialgesetzbuches (SGB V) ausdrücklich geregelt, insbesondere in den §§ 2, 4 und 
7 KHG sowie § 17b KHG in Verbindung mit § 109 SGB V.  
 
Die von der Petentin angesprochenen Fördermittel des Landes Rheinland-Pfalz – wie 
etwa die Förderung für den Erweiterungsbau in Ludwigshafen – betreffen demnach 
ausschließlich Investitionskosten im Sinne der §§ 2 Nr. 1, 4 KHG. Eine Verwendung 
von Landesmitteln zur Finanzierung des laufenden Krankenhausbetriebs ist hingegen 
nach der geltenden Rechtslage nicht vorgesehen und dem Land rechtlich verwehrt. 
Soweit die Petition darauf abzielt, den Betrieb des Krankenhauses in Remagen durch 
Fördermittel des Landes aufrechtzuerhalten oder wieder aufzunehmen, kann diesem 
Anliegen daher aus rechtlichen Gründen nicht entsprochen werden. Eine Abweichung 
der gesetzlich festgelegten Aufgaben- und Finanzierungsverteilung zwischen Ländern 
und Krankenkassen ist dem Land Rheinland-Pfalz nicht möglich. 
 
Der Petitionsausschuss des Landtags Rheinland-Pfalz hat in seiner nicht-öffentlichen 
Sitzung am 09.06.2026 beschlossen, dass dem in der Eingabe vorgebrachten 
Anliegen nicht abgeholfen werden kann.  
 

 


